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Basel, 8. Mai 2019 
 
Regierungsratsbeschluss vom 7. Mai 2019 
Vernehmlassung zur Übernahme und Umsetzung des Reformpakets zum Schengener In-
formationssystem (SIS) «Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands» und Eingabe 
der Landesverweisungen im ZEMIS sowie Erstellung einer erweiterten Statistik im Rück-
kehrbereich;  
Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zum im Be-
treff erwähnten Geschäft zukommen lassen.  
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und teilen Ihnen mit, dass der Regie-
rungsrat des Kantons Basel-Stadt die Übernahme und Umsetzung der Rechtsgrundlagen zur 
Nutzung des Schengener Informationssystems (SIS) und Änderung des BGIAA zur Registrierung 
der Landesverweisung im ZEMIS sowie zur Verbesserung der Statistik über Rückkehrentscheide 
begrüsst. Zu den gestellten Fragen können wir uns wie folgt äussern: 
 
Verordnung «SIS Polizei» 
1. Bedarf es im Hinblick auf die präventive Ausschreibung von schutzbedürftigen Kindern und 

Erwachsenen (z. B. potenzielle Opfer von Zwangsheirat oder Menschenhandel), wie sie in Ar-
tikel 32 der EU-Verordnung «SIS Polizei» vorgesehen ist, einer Anpassung der jeweiligen kan-
tonalen Rechtsordnung? 

 

Es wird noch abgeklärt, welche Fälle auf kantonaler Ebene unter Artikel 32 der EU-Verordnung 
«SIS Polizei» zu subsumieren sind. Unter Umständen bedarf es einer entsprechenden kanto-
nalen gesetzlichen Anpassung.  

 
2. Besteht die Absicht, das auf europäischer Ebene neu eingeführte Instrument der Ermittlungs-

anfrage in die kantonale Rechtsordnung zu übernehmen (vgl. Art. 36 Verordnung «SIS Poli-
zei»)? 

 

Diese Entscheidung wurde noch nicht gefällt. 
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Verordnung «SIS Rückkehr» 
1. Wie viele Rückkehrentscheide werden ungefähr pro Jahr gefällt? 

 

Es werden pro Jahr ca. 500 Rückkehrentscheide des Migrationsamts des Kantons Basel-Stadt 
getroffen. 

 
2. Mit wieviel zusätzlichem Aufwand wird für die neuen Erfassungen im ZEMIS und entsprechend 

im SIS gerechnet? 
 

Der zusätzliche Aufwand (Erfassung inklusive Abklärungen) wird auf rund zirka 30 Minuten pro 
Fall geschätzt. 

 
3. Wie hoch wird der Personalmehrbedarf bei der Umsetzung der Verordnung «SIS Rückkehr» 

und der Landesverweisung im ZEMIS geschätzt? 
 

Für die Umsetzung der Verordnung «SIS Rückkehr» und der Landesverweisung im ZEMIS 
wird beim Migrationsamt des Kantons Basel-Stadt von einem Mehrbedarf von zirka 0.2 Stellen 
ausgegangen. 

 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

  
Elisabeth Ackermann Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Präsidentin Staatsschreiberin 


